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VORSCHLÄGE

Der Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten ersucht den federführenden 
Haushaltsausschuss, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen:

1. verweist darauf, dass in einer Zeit, in der die nationalen Haushalte sämtlicher 
Mitgliedstaaten drastischen Sparmaßnahmen unterliegen, das Haushaltsverfahren 2013 
Teil der allgemeinen Bemühungen um eine Senkung der Ausgaben sein muss; vertritt die 
Auffassung, dass die EU – um mit gutem Vorbild voranzugehen und Solidarität zu zeigen 
– ein angemessenes Engagement zeigen muss, wenn es darum geht, die Aufstockungen 
bei der Finanzierung von Programmen zu begrenzen bzw. unter Kontrolle zu bringen; ist 
der Auffassung, dass Rubrik 4 im Haushaltsplan der EU nicht von diesem politisch 
schwierigen Unterfangen ausgenommen werden kann;

2. unterstützt diesbezüglich den Vorschlag der Kommission, Kürzungen bei Programmen 
vorzunehmen, die nicht zufriedenstellend umgesetzt werden, lehnt jedoch ihren Vorschlag 
ab, die Marge unter Rubrik 4 im Vergleich zur Finanzplanung künstlich zu erweitern, um 
die bevorstehenden Haushaltskonzertierung zu erleichtern; vertritt die Auffassung, dass 
sich alle beteiligten Parteien im Sinne der Haushaltsdisziplin und der wirtschaftlichen 
Haushaltführung dem tatsächlichen Finanzbedarf für das auswärtige Handeln der Union 
stellen müssen;

3. nimmt den Vorschlag zur Kenntnis, die Aufstockungen bei den Mitteln im Rahmen des 
Europäischen Nachbarschaftsinstruments, mit dem der Bedarf von Ländern bewältigt 
werden soll, die mit großen politischen und wirtschaftlichen Veränderungen konfrontiert 
sind, in Grenzen zu halten; begrüßt die Schwerpunktsetzung auf die Partnerschaft Ost, hält 
jedoch die Berichterstattung der Kommission über die Anwendung des Grundsatzes 
„Mehr für mehr“ für unzureichend;

4. unterstreicht, dass der jährliche Beitrag der EU für die Palästinensische 
Autonomiebehörde, das UNRWA und den Friedensprozess im Nahen Osten aufgrund des 
entschiedenen Engagements des Parlaments in den letzten Jahren mindestens 300 
Millionen EUR beträgt, und verweist darauf, dass die Haushaltsbehörde im Verlauf der 
Haushaltskonzertierung einer Mittelzuweisung in Höhe von 200  Millionen EUR für das 
Jahr 2012 zugestimmt hat, die – als unerlässliche Vorbedingung – an eine zusätzliche 
Aufstockung um 100 Millionen EUR für das Haushaltsjahr 2011 unter Rückgriff auf nicht 
verwendete Mittel geknüpft ist;

5. verweist darauf, wie wichtig es ist, dass die EU die Arktis-Politik und die Politik der 
Nördlichen Dimension fördert, und bekräftigt seine Unterstützung für alle bestehenden 
Mechanismen, die der Stärkung dieser Zusammenarbeit dienen; 

6. unterstreicht, dass weitere Anstrengungen unternommen werden sollten, um 
aussagekräftige und benutzerfreundliche Informationen über die Programme und 
Maßnahmen der Union bereizustellen;

7. bekräftigt seine Besorgnisse hinsichtlich der parlamentarischen Kontrolle und Prüfung des 
GASP-Haushaltsplans; ist der festen Überzeugung, dass eine klare Aufschlüsselung aller 
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innerhalb des GASP-Haushaltsplans finanzierten Posten vorgenommen werden sollte, 
einschließlich der GSVP-Operationen, der EU-Sonderbeauftragten und anderer 
flankierender Politikbereiche, und ist davon überzeugt, dass dies die erforderliche 
Flexibilität und Reaktionsfähigkeit, die für die GASP erforderlich sind, nicht 
beeinträchtigen wird; fordert die Kommission auf, unverzüglich die Gründe dafür 
darzulegen, warum Mittel aus dem GASP-Haushalt statt aus dem Haushalt des 
Auswärtigen Dienstes verwendet werden, um die Aufwendungen für die EU-
Sonderbeauftragten zu finanzieren; 

8. begrüßt die beträchtlichen Einsparungen, die der Auswärtige Dienst im Jahre 2012 erzielt 
hat, und die Fortsetzung dieser Entwicklung im Jahre 2013, wie sie dem Voranschlag zu 
entnehmen ist; ist in diesem Zusammenhang der Auffassung, dass die Anlaufphase des 
Auswärtigen Dienstes zwar einen Anstieg der Ausgaben rechtfertigen kann, der 
proportional höher ist als die von den übrigen Institutionen vorgesehenen Aufstockungen, 
dass jedoch eine Veränderung um + 5,7% im Vergleich zum Haushaltsplan 2012 nicht mit 
den Einsparungen vereinbar ist, die im gesamten Haushaltsplan der EU auf operationeller 
und administrativer Ebene durchzuführen sind.


